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Halle a. S. Mittwoch den 17. Mai 1899. 10. Jahrg.

Aus dem Reichstage.
Berlin, 16. Mai 1899.

Die zweite Beratung des Jnvalidengeſetzes wurde geſtern
unentwegt fortgeſetzt. Zuerſt ſchien es, als ob die plötzlich
ausgebrochene Hitze den Eifer der Reichsboten beeinträchtigt
habe. Bei Beginn der Sitzung wurden nur 87 Hüte gezählt,
aber mit dem Eintreffen der Nachmittagszüge füllten ſich die
Garderobenſtänder im Veſtibül und gegen vier Uhr etwa war
bereits wieder ein knapp beſchlußfähiges Haus zuſammen.
Warum auch nicht. Heine nennt einmal die katholiſche Reli-
ion eine gute Sommerreligion; er hatte dabei die hohen,
ühlen Kirchen im Auge. Auch im Reichstagsbau iſt es jetztkühl, namentlich in der großen Wandelhalle, die ſonſt einſam

daliegt, jetzt aber als Promenadenweg ſehr beliebt iſt.
Die Beratung gedieh bis zum 8 20, ein knappes Achtel der

Vorlage iſt ſomit bewältigt. Der intereſſanteſte Punkt der
eſtrigen Debatte war, daß die Rechte wieder einmal Mittelſandepolittt auf Koſten der Arbeiter trieb. Die kleinen Ge

werbetreibenden und die Leute mit einem Einkommen von
2——3000 Mk. ſollen in die freiwillige Verſicherung einbezogen
werden. Als Befürworter des Antrages trat Landrat v. Löbell
aus Brandenburg auf, deſſen Mandat beanſtandet iſt und der
bei der kommenden Neuwahl die Stimmen „der kleinen Leute“
zu brauchen ſcheint. Die Abſtimmung wurde ausgeſetzt; da
aber das Zentrum ſich für den Antrag ausgeſprochen hat,
wird er vorausſichtlich durchgehen.

Auch geſtern fand kein ſozialdemokratiſcher Antrag Gnade vor
den Augen der Mehrheit, auch der nicht, wonach die Dauer
einer ſelbſtverſchuldeteten Krankheit als Beitragszeit anzuſehen
iſt. Die Konſervativen und das Zentrum betrachten Geſchlechts
krankheiten bei Arbeitern als eine Verſchuldung, die auch durch
das Jnvalidengeſetz beſtraft werden ſoll. Bei geſchlechtskranken
Offizieren und Beamten denken ſie anders. Natürlich fiel auch

Antrag, die wohlhabenderen Klaſſen für die ärmeren mit
Hilfe einer progreſſiven Einkommenſteuer zur Jnvalidenver-
ſicherung zahlen zu laſſen, durch.

Deutſcher Reichstag.
82. Sitzung vom 15. Mai, 1 Uhr.

Am Tiſche des Bundesrats: Graf Poſadowskhy.
Die zweite Beratung des Jnvalidenverſicherungs-

geſetzes wird Prtgeſetzt bei 8 8, welcher die freiwillige Ver
ſicherung für nicht der Zwangsverſicherung unterworfene Per-
ſonen zuläßt. Die Kommiſſion hat den Kreis dieſer Perſonen
gegenüber der Regierungsvorlage ſehr erweitert.ba Richter (Frſ. Vpt.) beantragt Wiederherſtellung der
Regierungsvorlage.Abg v. Löbell (konſ.) behauptet, die Gewerbetreibenden
müßten ſo viel für die Arbeiter zahlen, daß man ihnen eine
eigene Rente wohl gönnen könne, und ſchließt pathetiſch: Wir
treten ſtets in Stadt und Land für den Mittelſtand ein. (Sehr

rechts.)
Abg. Wurm (Soz.): Herrn von Löbells Gründe ſind nicht

ſtichhaltig. Die Mittelſtandspolitik der Herren von der Rechten
wird ſtets auf Koſten der Aermſten der Arbeiter ge-
macht. Wenn Leute, die insgeſamt 144 Mk. gezahlt haben,
eine jährliche Rente von 254 Mk. beziehen, ſo ſtammt dieſe
Rente nicht aus ihren Beiträgen, ſondern aus denen verſtorbe-
ner Arbeiter, die von ihrem 16. Jahre an Beiträge gezahlt
haben, ohne je in den Beſitz einer Rente gelangt zu ſein. Wir
haben bereits in der Kommiſſion gegen Ausdehnung der frei
willigen Verſicherung geſtimmt und müſſen uns auch jetzt
dagegen erklären. Wollen Sie wirklich einem weiteren Kreiſe
als die Regieruugsvorlage vorſieht, die Wohlthat einer Ver
ſicherung verſchaffen, erweitern Sie mit uns den Kreis der
Zwangsverſicherten. (Beifall bei den Soziald.)

Abg. Röſicke- Deſſau (wildlib.) ſpricht der von der Kom
miſſion vorgeſchlagenen Aenderung eine grötzere Bedeutung ab
Die Ausdehnung der freiwilligen Verſicherung auf ſelbſtändige
Unternehmer gehe entſchieden zu weit.

Abg. Hitze (Ztr.): Da die landwirtſchaftlichen Arbeiter gegenden Willen des Zentrums in die Zwangsverſicherung einbezogen
worden ſeien, ſo müſſe den Betriebsunternehmern wenigſtens
die Möglichkeit, ſich zu verſichern, geboten werden gegen einen
u ſtarken Zuſtrom derſelben, der die Arbeiter etwa ſchädigen

Wnne, ſeien ja Kautelen getroffen. Die Gegnerſchaft des Abg.
Wurm ſei ganz unbegreiflich, Tas Prinzip der Sozialdemo-
kraten, überall entweder Zwang oder gar nichts, ſei durchaus
ungerechtfertigt.

Abg. Oertel (konſ.): Gerade aus den Kreiſen der Hand
werker iſt wiederholt der Wunſch laut geworden, auch an den
Segnungen der Verſicherung teilzunehmen, deren Laſten ſie
bisher getragen. Der kleine Handwerker und Bauer muß aber
mehr arbeiten als ſeine Leute. (Sehr richtig! rechts. Dieſer
Paragraph iſt aber einer der wenigen Goldkörner in der Maſſe
wertloſer Spreu in dieſer Vorlage. J

Abg. Richter (Frſ. Vp.): Aus dem Schweigen des Herrn
Staatsſekretär könnte man ſchließen, es handle ſich hier umeinen dige des Hauſes. (Sehr gut! links.) Oder
glaubt der Herr Staatsſekretär, daß die Regierungsvorlage bei
uns in den beſten Händen iſt ter g veöner beantragt
ſchließlich Vertagung der Abſtimmung über S 8.e atsſekretär Graf Poſadowoskh erklärt, er werde um die
Verhandlung nicht unnötig zu verzögern, nicht zu jedem ein
zelnen Abänderungsantrage das Wort ergreifen, ſondern am
Schluß der Beratung erklären, ob das Geſetz mit den etwa bis
dahin angenommen d derung nergger für den Bundes-

ſei oder nicht.rag e hke die Diskuſſion. Die Abſtimmung über 8 8
wird aus eſetzt. 8 9 iſt bereits früher erledigt.

S 10 lautet: Jnvalidenrente erhält auch derjenige nicht
dauernd erwerbsunfähige Verſicherte, welcher während 26 Wochen

ununterbrochen erwerbsunfähig geweſen iſt, für die weitere
Dauer einer Erwerbsunfähigkeit.

Die Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz.) beantragen,
ſtatt 26 Wochen zu ſetzen: 13 Wochen.
Abg. Frhr. v. Richthofen (konſ.) bittet um Ablehnung des
ſozialdemokratiſchen Antrages. Dagegen befürwortet er als Er-
ſatz folgende von der Kommiſſion eingebrachte Reſolution, die
verbündeten Regierungen zu erſuchen, dem Reichstag eine No
velle zum Kranken Verſicherungsgeſetz vorzulegen, durch welche
die Worte: mit dem Ablauf der 13. Woche durch die
Worte: mit dem Ablauf der 26. Woche erſetzt und die ent-
ſprechenden Abänderungen als damit zuſammenhängende Be-
ſtimmungen herbeigeführt werden.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Unſerer Verſicherungs Geſetz
gebung geht's wie den Nebenbahnen, überall wird der Anſchluß
verpaßt. Geiterkeit.) Hätte das vorliegende Geſetz mit dem
Kranken Verſicherungsgeſetze den gleichen Rahmen, ſo wäre es
leicht, den Zuſtand zu beſeitigen, der heute aus einer lange an
dauernden Krankheit entſteht. Heute aber haben die gegen
Krankheit Verſicherten in den erſten 13 Wochen ihrer Krankheit
Krankengeld, dann haben ſie 13 Wochen lang gar nichts undnachher werden ſie, wenn die Vorlage in der ſeitkgen Faſſung
Geſetz wird, von der 26. Woche an Hnvalidenrente haben. Dies
Mißverhältnis muß unbedingt beſeitigt werden. Von einer
freien Hilfskaſſe, die bis zu einem Jahre Krankengeld zahlt, iſt
mir mitgeteilt worden, daß ſie an Krankenkoſten für die erſten
13 Wochen 498 000 M., für die 14.-26. Woche nur noch 35 654
Mark und von der 27.52. Woche nur 26000 M. bezahlt hat.
Die Ausgaben würden aber um etwas mehr als 8 Proz. ſteigen.
Das würde bei den lamnten Krankenkaſſen vielleicht eine Mehr-
ausgabe von ca. 9 Mill. M. ausmachen. Würden ſämtliche
jetzt gegen Jnvalidität, aber nicht gegen Alter verſicherte Leute
auch der Kranken Verſicherung unterworfen, ſo würde das eine
Ausgabenſteigerung von 15 Millionen Mark bedeuten. Dieſe
un Steigerung ſollte, denk' ich, gemacht werden können.

dehmen Sie unſeren Antrag an, dann haben wenigſtens ſämt
liche gegen Jnvalidität Verſicherte von der 13. Woche an Jn-
validenunterſtützung. Andernfalls werden wir event. eine Aende
rung des Krankenkaſſengeſetzes beantragen. (Bravo! bei den
Sozialdemokraten.)

Abg. Trimborn (Zentr.) bittet um Annahme der Reſo-
lution.

Abg. Stadthagen (Soz.): Als im Jahre 1892 beim Kranken-
Verſicherungsgeſetze mein Kollege Molkenbuhr Ausfüllung der
Lücke verlangte, da wurde auf die Jnvaliditäts Verſicherung
vertröſtet. Jetzt tröſtet man uns wieder mit der Kranken Ver-
ſicherung. Es muß in weiten Kreiſen der Bevölkerung eine un-
angenehme Empfindung wachrufen, wenn man ſieht, wie hier
gewiſſermaßen eine Arme-Leute- Geſetzgebung in der Art
getrieben wird, daß man die weſentlichſten Punkte, die für die
ſoziale und kulturelle Entwickelung und Hebung der ganzen
Arbeiterklaſſe nötig ſind, von einer Seſſion auf die andere auf-
ſchiebt. Uebrigens will ich noch darauf hinweiſen, daß, wenn
der Tuberkuloſenkongreß vor der zweiten Beratung dieſes Ge-
ſetzes ſtattgefunden hätte, dann unſer Antrag angenommen
worden wäre. Das iſt aber infolge der überhaſteten Beratuug
unmöglich geweſen. Selbſt ein Vertreter der Regierung hat
die Exiſtenz einer Lücke anerkannt deren Ausfüllung ſämtliche
Aerzte, die ſich mit der Frage beſchäftigen, in unſerem Sinne
verlangen. Warum wollen Sie denn den Tauſenden von Ar-
beitern nicht helfen

S 10 wird, unter Ablehnung des ſozialdemokratiſchen An-
trags, angenommen. Die Abſtimmung über die Reſolution wird
auf die dritte Leſung verſchoben.

S 11 wird debattelos angenommen.
S 12 lautet: „Jſt ein Verſicherter dergeſtalt erkrankt, daß als

Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu beſorgen iſt, welche
einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Jnvalidenrente begründet,
ſo iſt die Verſicherungsanſtalt befugt, zur Abwendung dieſes
Nachteils ein Heilverfahren in dem ihr geeignet erſcheinenden
Umfange eintreten zu laſſen.Die Verſicherungsanſtalt kann das Heilverfahren durch Unter-
bringung des Erkrankten in einem Krankenhauſe oder in einer
Anſtalt für Geneſende gewähren. Hat der Erkrankte eine eigene
Haushaltung oder iſt er Mitglied der Haushaltung ſeiner Familie,
ſo bedarf es hierzu ſeiner Zuſtimmung.

Läßt die Verſicherungsanſtalt ein Heilverfahren eintreten, ſo
gehen bei Verſicherten, welche der reichs- und landesgeſetzlichen
Krankenfürſorge unterliegen, vom Beginn dieſes Heilverfahrens
an bis zu deſſen Beendigung die Verpflichtigungen der Kranken-
kaſſe gegen den Verſicherten auf die Verſicherungsanſtalt über.
Dieſer hat die Krankenkaſſe Erſatz zu leiſten in Höhe desjenigen
Krankengeldes, welches der Verſicherte von der Krankenkaſſe
für ſich beanſpruchen konnte.

Während des Heilverfahrens iſt für ſolche Angehörigen des
Verſicherten, deren Unterhalt dieſer bisher aus ſeinem Arbeits-
verdienſte beſtritten hat, eine Unterſtützung auch dann zu zahlen,
wenn der Verſicherte der reichs- oder landesgeſetzlichen Kranken-
verſorgung nicht unterliegt. Dieſe Angehörigenunterſtützung
beträgt, ſofern der Verſicherte der reichs- oder landesgeſetzlichen
Krankenfürſorge bis zum Eingreifen der Verſicherungsanſtalt
unterlag, die Hälfte des für ihn während der geſetzlichen Dauer
der Krankenunterſtützung maßgebend geweſenen Krankengeldes,
im übrigen ein Viertel des für den Ort ſeiner letzten Beſchäf-
tigung oder ſeines letzten Aufenthalts maßgebenden ortsüblichen
Tagelohns gewöhnlicher Tagesarbeiter. Wenn der Verſicherte
Jnvalidenrente erhält, kann dieſelbe auf die Angehörigenunter-
ſtützung angerechnet werden.“

Hierzu beantragen die Sozialdemokraten, folgende Sätze
einzuſchalten:

„Das Heilverfahren muß eingeleitet werden, wenn unter
Zuſtimmung des Verſicherten dasſelbe vom Vorſtande der
Krankenkaſſe, welcher der Verſicherte angehört, beantragt wird.

Muß der Verſicherte während des Heilverfahrens von ſeiner
Familie getrennt leben, dann iſt der von den Krankenkaſſen zu
zahlende Betrag an die Angehörigen auszuzahlen, welche der
Verſicherte bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſte unterhalten hat.“

Ferner ſoll der letzte Abſatz in der Weiſe abgeändert werden,
daß der Verſicherte, wenn er auch nicht der ſtaatlichen Kranken-

fürſorge unterlag, die Hälfte des Tagelohns zur Angehörigen
un eptürn erhält.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Wir haben zu dieſem Paragraphen
mehrere Abänderungsanträge geſtellt. Vor allem ſoll nicht nur
der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt das Recht haben, zu ent-
ſcheiden, ob ein Heilverfahren eintreten ſoll, ohne daß der Ver
ſicherte ſelbſt auf dieſe Entſcheidung den geringſten Einfluß
haben ſoll. Viel eher kann der Vorſtand der Krankenkaſſe die
Entſcheidung treffen. Sie hat ihren Arzt, welcher den betr.
Kranken behandelt und Auskunft erteilen kann. Jetzt wird oft
zu ſpät eingeſchritten, ſo daß eine Geſundung der Kranken nicht
mehr oder nur ſchwer eintreten kann. Daher haben wir einen
Antrag geſtellt, der den Vorſtand der Krankenkaſſe berechtigt,Anträge auf Einleitung des Heilverfahrens zu ſtellen. Wir

wollen es erreichen, daß das Heilverfahren ſeine volle Wirkung
ausüben kann. Das wird aber zum Teil vereitelt durch die im
Geſetz enthaltenen Beſtimmungen über die den Angehörigen
des Kranken zu gewährende Unterſtützung. Dieſelbe iſt ſo
gering, daß die Familie davon gar nicht exiſtieren kann. Das
übt natürlich ſeine Rückwirkung auf die Wiederherſtellung desKranken aus. Er wird durch den Gedanken, daß eine Familie
notleiden müſſe, in ſeeliſche Aufregung gebracht, wodurch ſein
Zuſtand verſchlimmert wird. Daher haben wir beantragt, daß
in allen Fällen, in denen eine Familie zu ernähren iſt, der
ganze Betrag des Krankengeldes ihr zugewendet wird. Jetzt
haben wir auch noch einen S 120 in das Geſetz bekommen.
Darnach ſoll denjenigen Kranken, die ſich den von der Ver-
ſicherungsanſtalt getroffenen Maßnahmen ohne triftigen Grund
entziehen, im Falle der Erwerbsunfähigkeit die Jnvalidenrente
entzogen werden. Das iſt eine Härte, die in einem humanen
Geſetz nicht ſtehen bleiben ſollte. Daher beantragen wir, dieſen
Paragraphen zu ſtreichen. (Bravo b. d. Soz.)
Die ſozialdemokratiſchen Anträge werden abgelehnt. Da-
für ſtimmt auch ein Teil der Freiſinnigen.

Das Amendement Röſicke wird gegen die Stimmen der
Konſervativen angenommen.

Ebenſo der ſo veränderte S 12.
Debattelos J hierauf zur Annahme die 88 12 a bis

15. Die Diskuſſion über S 16 wird e bis die Abſtim-
mung über 8 8 erfolgt ſſt.

Jm 8 17 heißt es: Die Dauer einer Krankheit iſt nicht als
Beitragszeit in Anrechnung zu bringen, wenn der Betreffende
ſich die Krankheit vorſätzlich oder bei Begehung eines durch
ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuld-
hafte Beteiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch
t gegkert oder durch geſchlechtliche Ausſchweifungen zuge-
zogen hat.
Abg. Stadthagen (Soz.) begründet einen Antrag Alb re cht
(Sozialdemokrat) und Genoſſen, die Worte „oder durch geſchlecht
liche Ausſchweifungen“ zu ſtreichen, einmal weil die Recht-ſprechung über dieſen Begriff widerſprechend dann aber
beſonders, weil der mit einer ſolchen Krankheit Behaftete dieſe
Thatſache verheimlichen oder nicht zum Arzt, ſondern zum
Quackſalber gehen und ſo die Krankheit verbreiten würde.

Abg. Röſicke-Deſſau (wildlib.) ſchließt ſich dieſen Ausführ-
nungen au. Ebenſo Abg. Dr. Kruſe (natl.).

Abg. Bebel (Soz.): Jch möchte die Herren einmal fragen,
ob in irgend einem Militär- oder Beamtenpenſions-
geſetz eine ähnliche Beſtimmung enthalten iſt, wie ſie hier für
Arbeiter gelten ſoll. Wenn ein Student ſich durch Aus
ſchweifungen eine geſchlechtliche Krankheit zuzieht, deren Folgen
ſich während des ganzen Lebens bemerkbar machen, nimmt man
dann, wenn er als Beamter deshalb penſioniert werden ſoll,
Anſtand, ihm ſeine Penſion zu zahlen (Bravo! bei den
Sozialdemokraten.

Der Antrag Albrecht wird gegen die Stimmen der Sozial
demokraten, der freiſinnigen Gruppen und der Nationalliberalen
abgelehnt und 8 17 unverändert in der Kommiſſionsfaſſung
angenommen.

S 18 wird debattelos angenommen. S
kommen.

J. 20 behandelt die Höhe der Beiträge. Für die fünf Lohn
klaſſen ſind Wochenbeiträge in Höhe von 14, 20, 24, 30 und
36 Pfennige feſtgeſetzt.

Die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, die Höhe
der Wochenbeiträge feſtzuſetzen auf 6, 10, 24, 28 und 32 Pfg.
Ferner ſind jeder Verſicherungsanſtalt zu den wöchentlichen
Beiträgen der 1. und 2. Vohnklaſſe für jeden Verſicherten je
10 Pfennige vom Reiche zu zu zahlen. Dieſer Reichszuſchuß
wird durch eine progreſſive Reichseinkommenſteuer aufgebracht,
welche alle Einkommen von mehr als 3000 Mark jährlich um-faßt. Jm Falle freiwilliger Verſicherung beträgt ver Wochen-
beitrag für Lohnklaſſe 1 16 Pfennige und für Lohnklaſſe 2
20 Pfennige.

Abg. Richter (Freiſ. Volksp.) beantragt, die Sätze der Kom-
miſſionsvorlage dauernd feſtzulegen und die Beſtimmungen über
eine eventuelle Erhöhung der Beiträge durch den Bundesrat
zu ſtreichen.

Abg. Freiherr von Richthofen Damsdorf (konſ.) beantragt
einen Zuſatz, wonach der Reichstag die m bewilligen
muß, ſobald die vorgeſchriebene Prüfung ſeitens des Reichs-
verſicherungsamtes die Unzulänglichkeit der Beiträge nachweiſt.

Abg. Wurm (Soz.): Wir gehen von dem Gedanken aus, daß
die Beiträge der unteren Klaſſen erhöht werden müſſen. Damit
die beiden unteren Lohnklaſſen aber nicht übermäßig beloſtet
werden, ſoll ein Teil dieſer Beiträge durch Reichszuſchuß auf
gebracht werden. Wir haben zwar keine Reichseinkommenſteuer,
wir ſind aber davon überzeugt, daß ſie die Grundlagen einer
ſolchen raſch ſchaffen würden wenn ſie für militäriſche Zwecke
notwendig ſein ſollte.Unſere Vorſchläge bringen das berechtigte Prinzip zum Aus
druck gerade die ärmſten der Arbeiter haben ein Anrecht auf
einen Zuſchuß. Nur ſo wird das gerechte Syſtem in die Ver-
ſicherung hineingebracht. Auf Grundlage dieſes Geſetzes
können ſie den großen Maſſen der Bevölkerung die Zufrieden-
heit nicht geben. (Beifall b. d. Soz.)

Abg. Freiherr von Richthofen (konſ.) empfiehlt ſeinen An
trag, ebenſo Staatsſekretär Graf von Poſadowsky.

Abg. Schmidt (Freiſ. Volksp.) hält den ſozialdemokratiſchen
Antrag für undurchführbar.

19 iſt in Fortfall ge-



m

die Abgg. Richter (Freiſ. Volksp.) und Hitze (Bentr.)
den ntrag Richthofen ekämpft haben zieht Abg. Freiherr
von Richthofen ihn bis zur dritten Leſung zurück. Er will
verſuchen, bis dahin eine beſſere Faſſung zu wich nommen

Abg. Molkenbuhr (Sozd.): Durch eine Reich nt r
teuer würden die großen Bankiers mit ihren ine nen
erangezogen werden, die wenig perſicherunger hie pp J

ehe e ſein vie Cctihnngwtede aegte
je nichts beigetragen haben. Un Entlaſt irde g.Leen i kommen, die in den ärmlichſten J

leben, Arbeitern, wie Kleinunternehmern, vor allem T a
bauern, die ſchwer zu kämpfen haben und den Heimar r r
Halten Sie unſern Antrag in dieſer Form nicht für Je mr W
ſo kann man ja auch beſtimmen, daß die Unternehmer c er
allein hen z alle de gprlthn der von
Beitragspflicht befreit würden. (Veif. b. D. Wohnher unweſentlicher Debatte wird 8 20 wut n
lehnung aller Abänderungsanträge in der Kommiſſionsfaſſung

men.Vie Weiterberatung wird auf Dienstag 1 Uhr vertagt.
Präſident Graf Balleſtrem fordert die Anweſenden r

morgen ihre noch fehlenden politiſchen Freunde mit n
damit das Haus die ausgeſetzte Beratung über die beide
Paragraphen morgen vorzunehmen in der Lage iſt.

Schluß 6 Uhr.

Tagesgeſchidhte.
Halle a. S., den 16. Mai 1899.

Das preußiſche Abgeordnetenhaus hat geſtern die drei
letzten der zwölf Artikel, in denen die Leutenotkommiſſion die
reaktionären Forderungen der Bündler zuſammengefaßt hat,
beraten und erledigt, ohne eine Aenderung in dem Wortlaut
der Kommiſſionsbeſchlüſſe vorzunehmen. Eine lebhafte Debatte
entſpann ſich nur bei dem Punkt 10 dieſer Forderungen, worin
die planmäßige Anſiedelung von kleinen und mittleren Land-
wirten ſowie land wirtſchaftlichen Arbeitern aus Genoſſenſchafts-
verbänden und unter Mitwirkung des Staates in dazu geeig-
neten Bezirken verlangt wird. Hierzu hatte der freiſinnige Abg.
Dr. Hirſch beantragt, die Anſiedelung von kleinen und mittleren
Londwirten und landwirtſchaftlichen Arbeitern durch Private
und Verbände namentlich in Bezirken mit überwiegendem Groß-
grundbeſitz, insbeſondere durch Parzellierung von Staats
domänen und durch Beſeitigung der Fideikommiſſe zu fördern.
Die Konſervativen betrachteten dieſen Angriff gegen den be
feſtigten Grundbeſitz als eine Verletzung ihrer ewigen Rechte
und polemiſierten in der bei ihnen üblichen klobigen Manier
gegen den freiſinnigen Abgeordneten. Herr v. Miquel griff
mit einer langen Rede in die Debatte ein, die die Erfolge der
von ihm nen inaugurterten Koloniſationspolitik feierte und gleich
zeitig die Ankündigung enthielt, daß die 10 Mill.
aus Staatsmitteln zu dem Zweck erhalten ſolle, den Anſiedlern
den nötigen Zwiſchenkredit zu gewähren, ſofern ihnen das Be
triebskapital fehlt. Dieſe Ankündigung wurde von den Agrariern
mit großer Freude aufgenommen Außer den Freiſinnigen
trat niemand aus dem Hauſe für den Hirſchſchen Antrag ein,
der denn auch abgelehnt wurde. Ziffer 11 fordert von der
Militärverwaltung noch mehr Rückſicht für die Landwirtſchaft
bei Beurlaubungen und Einziehungen von Reſerviſten. Dieſe
Forderung wurde ebenſo wie die letzte angenommen, in der die
erweiterte Zulaſſung ausländiſcher Arbeiter gefordert wird,
„ſoweit die nationalen Rückſichten es geſtatten“. Dieſer letzte
Satz entſpricht vollkommen dem Satze von der vollen Wahrung
der Ziele des Volksſchulunterrichts, die nach unſeren Agrariern
ja auch nicht darunter leiden, wenn die Schulzeiten auf dem
platten Lande noch mehr vermindert werden.

Die nächſte Sitzung hält das Abgeordnetenhaus am Mitt-
woch ab. Der Hauptpunkt der Verhandlungen iſt der ſchon
einmal verhandelte agrariſche Antrag Mendel-Steinfels
auf Hebung der Viehzucht durch Staatsmittel.

Mißachtung des Reichstages. Unter dieſer Spitzmarke
klagt die Freiſ. Ztg. ganz wehmütig, daß bei Verhandlung
von Jnitiativanträgen im Reichstage die Regierungsbänke ſtets
leer bleiben. Sie führt dies auf einen durch Bismarck ver-
anlaßten Beſchluß des Bundesrats zurück. Liegt die Annahme
nicht näher, daß die Reichstagsmajorität ſich durch ihre Nach-
giebigkeit jeden Reſpekt bei der Regierung verſcherzt hat

Ausland.
Frankreich. Der Kriegsminiſter Krantz ermächtigte Prof.

Duruy, ſeine Vorleſungen an der Polytechniſchen Schule am
nächſten Montag wieder aufzunehmen. Rochefort fordert in
ſeinem Blatte die Schüler des Profeſſors Duruy auf, Demon-
ſtrationen zu veranſtalten.

Belgien. Die Anhänger des Bundes für allgemeines
Stimmrecht und proportionale Vertretung Mitglieder aller
Oppoſitionsparteien haben beſchloſſen, überall im Lande
eine Proklamation zu verbreiten, Meetings in den kleinſten
Dörfern abzuhalten und am 29. Mai eine große nationale
Demonſtration in Brüſſel zu veranſtalten. Genoſſe Vander-
velde kündigte an, daß die Linken- Parteien des Parlaments
den parlamentariſchen Ausſtand beſchloſſen haben.
Alle Abgeordneten der Oppoſition werden ihre Mandate nieder
legen, damit das Volk ſeine Meinung über das neue Wahl-
recht zu erkennen gebe.

Jtalien. Malateſtas Flucht. Der Anarchiſt Malateſta
iſt mit ſeinen Genoſſen Epifani und Vivoli von der Jnſel
Lampeduſa geflohen und hat ſich nach Gibraltar und von dort
nach London begeben. Malateſta war vor zwei Jahren in
Ancona verhaftet und zu mehreren Monaten Gefängnis ver-
urteilt worden. Nachdem er die Strafe abgebüßt hatte, wurde
er aber nicht in Freiheit geſetzt, ſondern zu weiteren 5 Jahren
Zwangsdomizil verurteilt und nach der Jnſel Lampeduſa ge-
ſchickt. Hier bekam er oft Geld von den engliſchen Anarchiſten
und machte verſchiedene Fluchtverſuche. Es gelang ihm aber
niemals, obwohl es ihm nicht zu ſchwer dünkte, weil er oft
als Dolmetſcher auf den engliſchen Schiffen fungiert hatte.
Eben hatte die Regierung beſchloſſen, ihn nach der Jnſel Lipari
zu ſchicken, von wo jede Flucht unmöglich ſein ſollte. Hier
nun ſuchte Malateſta entweder die Freiheit oder den Tod.
Er benutzte eine Nacht, wo das Meer ſehr bewegt war, und
von einem furchtbarem Sturm begünſtigt, flüchtete er ſich auf
einer Fiſcherbarke mit ſeinen zwei Genoſſen an die tuneſiſche
Küſte. Von dort ging er nach Gibraltar und nun hat er ſich,
wie ſchon geſagt, nach London begeben. Malateſta iſt bekannt-
lich jener Anarchiſt, der vor einigen Jahren bei Gelegenheit der
Revolution in Maſſa und Carrara, ganz Italien im Prieſter-
gewand durchreiſte, um ſich vor der Polizei zu verbergen.

Amneſtie. Die Tochter Garibaldis ſoll jüng t beim
König wegen Begnadigung der Mailänder Verur-
teilten vorſtellig geworden ſein. Der König ſoll darauf er-
widert haben: „Jch brauche dazu nicht angeregt und gedrängt
zu werden, denn auch ich fühle Mitleid. Die paſſende Ge
legenheit wird ſchon kommen. Jn gut unterrichteten Kreiſen
glaubt man mit Sicherheit annehmen zu dürfen, daß im Juni,
am Tage des Nationalfeſtes, ein Amneſtie-Erlaß bekannt ge-
geben werden wird.

Amerika. Der Rücktritt zweier ſehr bekannter Perſön-
lichkeiten in den Vereinigten Staaten wird aus Waſhing-
ton gemeldet, nämlich des Kriegsminiſters Alger und des
Admirals Dewey. Algers Nachfolger iſt noch nicht beſtimmt,
an Deweys Stelle tritt Kontreadmiral Watſon als Komman
dant des vor Manila liegenden Geſchwaders.

Aſien. Auf den Philippinen wird der Krieg fortge-t. Einem Waſſhingtoner Drahtbericht der Morn. Phſt zu

olge hat General Otis in Manila vom Präſidenten Befehl
erhalten, den Feldzug gegen die Philippiner fortzuſetzen. Dieun argwöhne, Ahininaldo würde einen Waffenſtillſtand
nur zur Verſtärkung ſeiner Armee e Man erwartet
demnächſt eine größere Schlacht bei Bacoloor.

Polizeiliches und Gerichtliches.
8 Vier Reviſionen unſerer Genoſſen Heinrich Schulz

und Albert Rudolph von der Tribüne in Erfurt ſtanden am
Sonnabend, den 13. Mai, vor dem Ill. Strafſenat des Reichs-
gerichts zur Verhandlung. Die erſte Sache betraf Genoſſen
Schulz. Er ſoll in dem Weihnachtsartikel: „Friede auf Erden,
den er am 25. Dezember 1898 in der Tribüne als Verantwort-
licher vertrat, den deutſchen Kaiſer r haben. Die Be
leidigung wurde daraus geſchloſſen, daß in dem Schlußſatze be-
merkt war: das iſt des Gvange innms neueſter Kurs, die ge-
panzerte Fauſt nach außen und der Zuchthauskurs im Jnnern.
Aus dem Umſtande, daß dieſe Aeußerung, bez. einige Worte
Kaiſerreden entlehnt ſind, folgerte man, daß der Artikel ſich auf
den Kaiſer beziehen ſolle und der Kaiſer durch ihn beleidigt ſei.
Schulz wurde deshalb vom Landgericht Erfurt am 21. Februar
d. J. wegen Majeſtätsbeleidigung zu neun Monaten
Hefängnis verurteilt. Die gegen dieſes Urteil eingelegte
Reviſion wurde ver worfen. Die drei anderen Sachen be-
trafen Genoſſen Rudolph. Jm erſten Falle ſollte er die Magde-
burger Polizei beleidigt haben, wurde aber am 2l. Februar
freigeſprochen. Die Reviſion des Staatsanwalts wurde ver-
worfen. Jm zweiten Falle ſoll er durch einen Artikel am
30. November v. J. den Polizeiinſpektor Metzler in Erfurt be
leidigt haben, die am 28. Februar mit 150 Mark Strafe geſühnt
wurde. Die Reviſion des Angeklagten wurde ver worfen.
In der letzten Sache endlich ſoll er in vier Artikeln den Ober-
bürgermeiſter von Erfurt beleidigt haben. Er wurde wegen
Beleidigung in zwei Fällen am 1. Dezember 1898 zu einem
Monat Gefängnis verurteilt. Jn den weiteren Fällen
aber freigeſprochen, weil thatſächlich der Oberbürgermeiſter nach
den Erfurter Krawallen ungerechtfertigte Vorwürfe gegen die
Sozialdemokratie erhoben habe. Die Reviſion Rudolphs
richtete ſich gegen die Verurteilung, die des Staatsanwalts
gegen die Freiſprechung. Beide Reviſionen wurden ver-
worfen.

Farteinachrichten.
Die Grabſchändung in Dresden wird jetzt von dem

dortigen Amtsblatte, dem Dresdener Anzeiger, zu erklären ver-
ſucht als die That umſturzfeindlicher Mäuſe! Mäuſe ſollen
die 296 Tulpenzwiebeln rattenkahl gefreſſen haben und es wird
entſchieden in Abrede geſtellt, daß irgend ein behördlicher Alt
vorliege. Jſt auch von niemand behauptet worden! Daß
aber dieſe Mäuſe eine ſehr ſtaatserhaltende Wirkung hatten,
geht aus dem Umſtande hervor, daß ſie die zahlreichen Tulpen
auf nichtrevolutionären Gräbern unberührt ließen.

Hand in Hand mit den gutgeſinnten Mäuſen ſorgte auch die
Behörde für die Staatserhaltung, indem ſie ſogar eine von der
Freiſinnigen Volkspartei geſpendete ſchwarz weißrote Schleife

konfiszierte. tSo ruht der ſächſiſche Ordnungsſtaat im Schutze ſeiner ord-
nungsliebenden Mäuſe und Poliziſten in ſicherer Hut, als einſt
Deutſchland in der ſeiner verfloſſenen 36 Monarchen.

Gewerkſchaftliches.
Belgien. Der Bergarbeiter-Ausſtand iſt, wie Telegramme

melden, zum größten Teil beendet.

Stadtverordneten Sitzung
vom 15. Mai, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
Eingegangen iſt eine Petition bezüglich der Erbauung einer

elektriſchen Bahn nach Merſeburg, die der Petitionskommiſſion
überwieſen wird. Dann giebt der Vorſteher bekannt, daß von
Anwohnern der Wilhelmſtraße eine Beſchwerdeſchrift einge-
angen iſt, die aber, weil ſie anonym eingeſandt worden, nicht

berückſichtigt werden könne. Hierauf wird das Protokoll der
Sitzung vom 8. Mai verleſen nd genehmigt und in die Tages-
ordnung eingetreten.

Punkt 1. Der Verkauf des Grundſtücks Alte Prome-
nade 15/16 wird abgelehnt. Der Magiſtrat hatte beantragt,
genehmigen zu wollen, daß die beiden Grundſtücke an den
Zahnarzt Dr. Alfred Franke von hier zu dem von ihm im Ver-teigerungstermin am 19. Dezember v. J. gebotenen Preiſe von
60 M. pro Quadratmeter verkauft werden. Daß ein beſſeres
Gebot in Zukunft zu erwarten wäre, ſollte mit Rückſicht auf
die ungünſtige Geſtaltung des Grundſtücks dahingeſtellt ſein.
Das Stadtverordneten Kollegium war aber anderer Meinung.
Punkt 2. Die Feſtſetzung einer neuen Baufluchtlinie
für die Südſeite der Straße „Tuchrähmen“, wurde dem Vor-
ſchlage des Magiſtrats gemäß beſchloſſen. Stadtv. Krüger
trat für den Vorſchlag des Magiſtrats ein, da durch den event.
Ausbau jener Straße mehr kleine Wohnungen, deren Mangel
ſich ſehr fühlbar macht, geſchafft würden. Die in Frage kom-
mende Gegend ſei keine Geſchäftslage und es ſei nicht zu er-
warten, daß dort Läden, ſondern Wohnungen errichtet werden.

Punkt 3: Die Petition Lympius, Wohnungsverbot be-
treffend, wird durch Uebergang zur Tag esordnung erledigt.
Ein des Stadtv. Berghaus, die Petition dem Magi-
ſtrat zur Berückſichtigung zu überweiſen, wurde abgelehnt.

Punkt 4: Zur Erbauung eines neuen Thonrohrkanals
auf der Weſtſeite der Merſeburgerſtraße zwiſchen Bahnhof und
Königſtraße werden 4200 M. aus dem gemeinſchaftlichen Dis-
poſitionsfonds bewilligt.

Punkt 5 wird vertagt.
Punkt 6: Für Kaſernenbauten wird nach dem Vvrſchlage

der Finanzkommiſſion ein Kredit a conto der aufzunehmenden
Darlehne in Höhe von 1 Millionen bewilligt. Nachdem der
königlichen Jntendantur des 4. Armee-Korps von dem am 1. Mai
gefaßten Beſchluſſe Kenntnis gegeben worden war, iſt der Auf-
trag zum Beginn der Kaſernenbauten für das hierher zu ver-
legende Artillerie- Regiment erteilt worden. Die Koſten für
dieſe Bauten ſind vom hieſigen Garniſonbaubeamten auf
1917000 M. veranſchlagt.

Punkt 7: Zur Unterhaltung eines Erbbegräbniſſes auf
dem Nordfriedhofe wird ein Kapital von 200 Mark ange-
nommen.

Punkt 8: Desgleichen ein Kapital von 400 M.
Punkt 9: Für den Umbau der Waſſerhaltungs- Anlage

in Beeſen werden 555,000 Mk. gefordert. Unter Beifügungeines Erläuterungsberichts, des Koſtenanſchlages und der Jeich

nungen erſucht der Magiſtrat die Verſammlung, ſich mit dem
notwendigen Umbau einverſtanden zu erklären und die auf
555,000 Mk. veranſchlagten Koſten mit der Maßgabe zu bewilligen,
daß zunächſt aus dem Erneuerungsfonds des Waſſerwerke
55,000 Mk. zur Verwendung gelangen und 500,000 Mk. dem
Waſſerwerk als Darlehn überwieſen werden. Die Verſammlung
ſtimmte der Magiſtratsvorlage nebſt einem Zuſatze der Finanz-
kommiſſion beſ.
Punkt 10: Die Aufnahme von Darlehen bei der ſtädtiſchen

Sparkaſſe und bei der Verſicherungs- Anſtalt SachſenAnhalt

u beſchloſſen. Die Verſammlung erklärt ſich dabei einver
tanden:

1. Mit der Aufnahme eines vom 1. Jul d. J. ab in Raten.
von je 250,000 Mk. zahlbaren Darlehns von 2 Millionen Mk
bei der hieſt en ſtädtiſchen Sparkaſſe Ken einen Zinsfuß von
3 Proz. und unter Feſtſetzung einer Tilgung von 1 Proz. und
den erſparten r S mit dem auf die Einzahlungdes vollen Dar rn folgenden Etatsjahre.

2. Mit der Aufnahme eines Darlehns von 1 Million Mk.
bei der Verſicherungsanſtalt Sachſen
lierten Bedingungen.

Punkt 11: Der Antrag auf Aufhebung des Beſchluſſes
betreffs Aufſtellung eines Selterwaſſer-Kiosk auf dem Markt-
platze rief eine längere Debatte hervor, da mehrere Herren
nicht einſehen wollten, daß ſie durch den früheren Beſchluß
einen Fehler gemacht haben. Stadtv. Aßmann begründet
den Antrag dahingehend, daß die vor kurzem durch Beſchluß
der Stadtverordneten Ver emg genit migte Aufſtellungeines Selterwaſſer-Kiosk an dem Markte (Ecke der Leipziger-

W e) ſich als unvorteilhaft herausgeſtellt hat, und deshalb die
Wahl eines anderen Platzes zu empfehlen ſei. Es wird darauf
hingewieſen, daß die Bude die ſchöne Anſicht von der Veipziger-
traße nach dem Markt beeinträchtigt; es wird vorgeſchlagen,
en Kiosk am Eingange der Brüderſtraße oder auf einem an-

deren Platz aufſtellen zu laſſen. Der Vorſteher Dittenberger
iſt auch der Meinung, daß der Kiosk, dort wo er jetzt ſteht,
ſtört; ein Gemeindebeſchluß könne aber nur rückgängig gemacht
werden, wenn Magiſtrat und Bürger damit enver ſtanden ſind;
der dabei abgeſchloſſene Vertrag komme auch in Betracht. Eswürde ſich deshalb empfehlen, den Magiſtrat zu erſuchen, mit

dem Befitzer des Kiosk behufs gern des Baues Rück-
ſprache zu nehmen. Der Stadtv. Grote findet das Ding
dort ſehr niedlich und der Stadtbaurat Gen zmer e die
re Verſetzung auf „übertriebene Erregung der ö n

nhalt unter den formu-

Meinung“ zurück. Der Herr Stadtbaurat meint, „man müſſe
ich an alles gewöhnen“ und ſieht nicht ein, daß mit der

rn henn des Kiosk ein Fehler gemacht worden iſt. Wenn
er dem Kollegium in einem halben Jahre nicht mehr dort ge-
gefalle, dann könne er ja immer noch weggenommen werden.
Stadtv. Krüger meint, die Oppoſition gegen den Kiosk
ähnele der früheren Oppoſition gegen die Bahnſteigſperre. Die
Wünſche der Bürger könnten aber reſpektiert werden und es
erſcheine nicht angängig, daß das Bild des Marktes durch denKiosk verunſe önt würde. Stände der Landsknecht nicht auf
dem Markte, dann würde er empfehlen den Kiosk dort hinzu-
ſtellen. Vielleicht kann der Kiosk auf den Platz vor Sarg
Lewin hinggſteltt werden. Es wurde ſchließlich dem Vorſchlage
des Herrn Prof. Dittenberger mit 19 gegen 14 Stimmen zu
geſtimmt.

Seitens des Genoſſen Krüger ging der Antrag ein, den
Magiſtrat zu erſuchen, die Steuer-Ausſchreiben in Zukunft zu
gleich mit den Benachrichtigungsſchreiben der Veranlagungs-
Kommiſſion zur Verteilung zu bringen, der in der nächſten Ver-
ſammlung zur Beratung geſtellt werden ſoll. Hierauf ge-
ſchloſſene Sitzung.

7Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 16. Mai 18899.

Freigeſprochen wurde heute Genoſſe Swienty von
der Anklage, das Kriegsgericht in Halle beleidigt zu ar
Es handelte ſich um die bekannte Lokalnotiz unſeres Blattes,
„Eines Scherzes wegen“ betitelt. Der Staatsanwalt
hatte einen Monat Gefängnis beantragt. Es iſt dies
abgeſehen von einem r in Sachen „Zuzug fern hal
ten!“ die erſte Freiſprechung, die Genoſſe Swienty in
der langen Liſte ſeiner Prozeſſe zu verzeichnen hat. Verhand
lungsbericht folgt morgen.

Jn der geſchloſſenen Sitzung der Stadtverordneten
Verſammlung wurde geſtern in zweiter Leſung von der beab-
ſichtigten Anſtellung des unter Nr. 99 eingereihten Polizei-
Sergeanten Fränzel und in erſter Leſung des Sergeanten
Spötter, der die Nr. 10 trägt, Kenntnis gegeben. Sodann
wurde für den 2. Armenbezirk an Stelle eines Herrn Rühle-
mann, deſſen Gründe für Ablehnung des Amtes als triftig
anerkannt wurden, Herr Baumeiſter Lehmann, Große Märker-
ſtraße 12, als Armenvorſteher gewählt Für den 14. Armen-
bezirk wurde ebenfalls die Wahl eines Armenvorſtehers vor-
genommen. Auch Herr Rentier Rob. Schulze hatte Ab-
lehnungsgründe für das Amt eines Schiedsmannes dahin-
ehend geltend gemacht, daß er oft verreiſt ſei und daher dasd nicht übernehmen könne. Es wurde jedoch angeführt,

daß dieſe Reiſen meiſtens zum Zwecke der Jagt geſchehen, wo-

rauf ſeine Ablehnungsgründe verworfen wurden. Jn einem
andern Falle wurde als Schiedsmanns Stellvertreter Herr
Fabrikant Wuth, Schillerſtraße 6, gewählt. Der Magiſtrats-
bote Heinicke ſoll am 1. Oktober d. J. mit 870 M. Jahres-
penſion in Ruheſtand verſetzt werden. Eine Petition ſeiner-
eits um Erhöhung der Penſion, worin über Ruhrſeitens des Magiſtrats geklagt wurde, fand mit Rückſicht a

die ungünſtigen Perſonalakten des Petenten durch Uebergang
zur Tagesordnung ihre Erledigung.

Die OrdnungsPfingſtwieſe. Bekanntlich wurden im
vorigen Jahre bei der Veranſtaltung der ſogen. Pfingſtwieſe

eine Art Volksfeſt, bei der aber das Volk vollſtändig fehlt
die ſozialdemokratiſchen Gaſtwirte ausgeſchloſſen, damit dieſe

Stätte ordnungsbrüderlichen Amüſements nicht durch ſozial-
demokratiſche Einflüſſe beeinträchtigt würde. Die ſozialdemo-
kratiſche Arbeiterſchaft von Halle und Umgegend hielt ſich des
halb konſequent fern und überließ den „ordnungsliebenden“
Gaſtwirten ihr Bier und ihre ſonſtigen Verbrauchsgegenſtände.
Und ſiehe da ein großer Katzenjammer war das Fazit derOrdnungs-Pfingſtwieſe. Es ſtellte ſich nur zu deutlich heraus,

daß ein Volksfeſt ohne die Teilnahme der organiſierten Ar-
beiterſchaft einfach ein Unding, eine Unmöglichkeit iſt. Die
Wirte hatten nicht nur keinen Nutzen, ſondern ſogar noch
Schaden erlitten und wollten obendrein gegen die Pfälzer
Kolonie-SchützenGeſellſchaft, als die Veranſtalterin der Wieſe,
auf Schadenerſatz klagbar werden. Wie weit dieſe Klagen ein-
gereicht wurden, iſt uns nicht bekannt, aber jedenfalls gab man
elbſt in eingeweihten Kreiſen zu, daß man mit dieſem Volks-en ein großes Fiasko gemacht hatte.

Nun ſollte heuer dieſes „Volksfeſt“ in neuer Auflage er
ſcheinen. Aber die Gaſtwirte ſahen dieſem Plane nicht ruhig

u, ſondern proteſtierten in der ſtattlichen Anzahl von ſechzigSerufsgenoſſen in einer Eingabe an den Landrat v. Werder

gegen die Abhaltung der Pfingſtwieſe. Sie erklärten, durch
dieſe Veranſtaltung ſchwer geſchädigt zu ſein, da ihnen für
eine Woche, die unter Umſtänden den Ausſchlag für das ganze
Jahr giebt, das Feſt wird in der Woche nach Pfingſten
abgehalten die Gäſte entzogen würden. Der Herr Landrat,
der ſich gewiß aus tiefſten Herzen gefreut haben mag, daß die
ſozialdemokratiſche Peſt ſich nicht auch noch auf einem Feſte
der gutgeſinnten Bürger und Beamtenſchaft breit machen darf,
mußte den Petenten die ſchmerzliche Nachricht bringen, daß
auch für dieſes Jahr die Genehmigung bereits erteilt ſei.
Aber er legte den anſcheinend nicht nach Patriotismus und
ſonſtigen ſchönen Dingen, wohl aber nach Verdienſt fragenden
Gaſtwirten ein Pfläſterchen auf die blutende Wunde, indem er
ihnen die Verſicherung gab, daß im nächſten Jahre das Feſt
zeitlich und räumlich würde, und auch ſchon in
dieſem Jahre gewiſſe Beſchneidungen vorgenommen werden
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würden. ſtens ein Troſt für dieſe unpatriotiſchenKneiper. Sie ſind auch gar nicht ein bißchen von e
Jdealen, die die Teilnehmer an der OrdnungsPfingſtwieſe
doch unbedingt durchdringen müſſen, erfüllt, denn ſonſt würden
ſie nicht mit ſo Pale Einwänden, wie Geſchäſtsſchädigung
u. ſ. w. einen Mißklang in das Feſt hineintragen wollen.
Die r wird aber auch heuer die Ordnungsbrüder

übſch unter ſich laſſen, und dadurch dokumentieren, daß die
Klaſſengegenſätze nicht bloß im ökonomiſchen, ſondern auch im
geſellſchaftlichen Leben bereits ſo weit fortgeſchritten ſind, daß
mit Fug und Recht geſagt werden kann: „Eure Feſte
P 2 unſere Feſte und unſere Feſte ſind nicht

ure Feſte.
Die wahre Urſache der Unfälle auf der Straßenbahn. Faſt eder Tag werden nie auf et Sudtenfe n

i r wird in einer hieſigen Zeitung jede
Kleinigkeit darüber berichtet. Bei der allgemeinen Entrüſtung
erſcheint es geradezu verwunderlich, daß man auf die Haupt
urſache der vielen Unfälle nicht aufmerkſam macht: Wir
meinen die rückſichtsloſe Ausnutzung der Kräfte
der Wagenführer. Die Bedauernswerten müſſen unter fort
während dauernder Anſpannung aller ihrer Kräfte (ſie fahreudurch die dichtbelebteſten Straßen, müſſen bremſen, klingeln,

Geld wechſeln, die Zahlung überwachen) täglich 18 StundenDienſt thun. Die Führer der El eglich arbeiten nur
12 Stunden. Iſt das nicht unerhört. Vor nachts 1 Uhr
kommen die meiſten nicht zur Nachtruhe und

8 Uhr bezw. um 6 Uhr müſſen ſie ſchon wieder auf dem
Poſten ſein. Bei ſo kurzer, entſchieden un zureichender
Nachtruhe muß z der o kräftigſte Mann ermatten undgriane Die hieſige Einwohnerſchaft, deren Leib und Leben
in Motorwagen dem Spiele ſteht ſollte gegen ſolche Aus
nutzung von Menſchenkräften bei der Verwaltung der Halleſchen
Straßenbahn flammenden Proteſt erheben. Iſt der Unternehmer
profit nicht auch bei 12ſtündiger Arbeitszeit der Angeſtellten
ausreichend

Für die Kornhaus-Genoſſenſchaft Halle r r
n Zeit der Major v. Bu e aus Zſchortau bei Delitzſch mitem hieſigen Magiſtrat. Die Genoſſenſcheft will von dem
wer Giebichenſteiner Pfarracker, gegenüber der Kaſerne in
er Reilſtraße, 4—-5 Morgen Land erwerben und daſelbſt

Verwaltungs bezw. Wirtſchaftsgebäude errichten. Mit
er Gemeindevertretung von Giebichenſtein iſt bereits ein Ein

verſtändnis erzielt. Nach der Jnkommunaliſierung Giebichen
ſteins würde das Areal, welches gegenwärtig Oekonom Gute-
zeit bewirtſchaftet, in Halleſcher Flur liegen.

Ueber die Erweiterung unſeres Waſſerwerks ſchreibtder Central-Anzeiger: Schon vor Jahren am 24. Auguſt 1894,

wurde vom Waſſerwerk-Direktor Schreyer darauf aufmerkſam
emg daß wegen des e rern ſteigenden Waſſerverbrauchs
er Stadt Halle die Waſſerförderungs und Waſſergewinnungs-

Anlagen eine Erweiterung z Aenderung erfahren müßten,
um den an ſie zu ſtellenden Anforderungen in jeder BeziehungGenüge leiſten zu können. Jnzwiſchen find bei Errichtung der
Enteiſenungsanlage die Waſſerförderungs-Anlagen ſo geändert,
daß h für längere Zeit genügen werden und es erübrigt noch,
die Waſſergewinnungs-Anlage dem geſteigerten Konſum ent-
ſprechend zu erweitern. Es iſt zu dieſem Zwecke nötig, die in
der Nähe des Brunnenſyſtems liegenden Terrains und mehrere
an der Gerwiſche liegende Pläne anzukaufen, letzteres um
deren notwendige Regulierung durchführen zu können. Da
die Ausſchachtungsarbeiten für die Rohrverlegungen zum Teilrecht tief in das Terrain einſchneiden, ſo iſt es erforderlich die

Arbeiten noch im Hochſommer nen Der Koſtenanſchlag
beläuft ſich incl. der Terrain- Ankäufe auf 555 000 M., die
Terrain Ankäufe erfordern 368 577.62 M. 55 000 M. ſollen
davon aus den Fonds der Gas- und Waſſerwerke entnommen
und 500 000 M. durch eine Anleihe gedeckt werden, die das
Waſſerwerk ſelbſtverſtändlich ſelbſt verzinſt und amortiſiert. Die
Stadtverordneten ſtimmten in geſtriger Sitzung dem Plane des
Magiſtrats zu.

Genoſſe Konrad Müller in Schkeuditz wurde am
17. Januar d. Js. vom hieſigen Landgericht als Redakteur der
Graphiſchen Preſſe, des Organs der Lithographen und Stein-
drucker, zu 50 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Er ſollte durch eine
Notiz mit der Ueberſchrift „Muſteranſtalten“ die Jnhaber eines
Lithographie- Geſchäfts in Gera beleidigt haben. Seine Revi-
ſion wurde am Sonnabend vom Reichsgericht verworfen.

Eine Auskunftsſtelle über die landwirtſchaftlichen Ver-
ſicherungen, wie Hagel, Lebens-, Vieh und Haftpflichtverſiche
rung e. richtet die Landwirtſchaftskammer für die Provinz
Sachſen in der ſtraße 16 ein. Dieſe Auskunftsſtelle ſoll
auch die Bearbeitun von Anträgen und Anfragen bezüglich
des Kranken-, Unfall- un aliditäts- Geſetzes übernehmen.

Eine Kindesleich urde am Montag morgen auf der
Würfelwieſe in einem Gebüſch, in Zeitungs- und Packpapier
eingewickelt, gefunden. Es war ein Mädchen. Wer das Kind
dahin brachte, iſt bis jetzt nicht ermittelt worden.

Folgen der Beſchäftigung von Kindern in Fabriken.
Ein 12 jähriger Schüler, der während ſeiner Freiſtunden in
einer hieſigen Se r beſchäftigt war, geriet zwiſchen
die Zahnräder der Wickelmaſchine, die ihm zwei Finger voll-
ſtändig abquetſchte.

Die Tiſchlerkrankenkaſſe hält morgen in der Moritzburg
eine Verſammlung ab, um den Delegierten für die General-
verſammlung zu wählen, die am 17. Juli in Nürnberg ſtatt
findet. Die Tiſchlerkrankenkaſſe iſt bekanntlich eine der größten
Krankenkaſſen Deutſchlands und hat ihre meiſten Mitglieder in
Arbeiterkreiſen, zumal ſie auch alle Anforderungen erfüllt, die
ſeit der Krankenkaſſengeſetz-Novelle an diejenigen Krankenkaſſen
geſtellt werden die ſich nicht als S konſtituierten.
Aus dem uns zur Verfügung geſtellten Rechnungsabſchluß für
das dghr 1898 iſt zu erſehen, daß die Kaſſe im letzten Jahre
eine Mehreinnahme von 62,712 Mk. gehabt hat. Der Vorſtand
warnt in ſeinem Kommentar zum irre die Gene-
mens vor Beitragsherabſetzung oder Unterſtützungs-
erhöhung.Ein Skelett wurde bei den Ausſchachtungsarbeiten in der
Beeſenerſtraße in der Tiefe von 1 Meter gefunden. Es handelt
ſich wahrſcheinlich um ein altgermaniſches Grab. Das Skelett
ſtammt anſcheinend von einer weiblichen Leiche. Trotz ſorg
fältigſter Nachgrabungen wurde in dem Grabe nichts weiter
gefunden als einige d ſticke und zwei eratiſche Blöcke.

Zum Simon Prozeß haben wir mit Bezug auf den in
geſtriger Beilage veröffentlichten Bericht über die Simonſche
Schwurgerichtsſache nachzutragen daß der wegen unrichtiger
Berichte erwähnte Berichterſtatter der Saalezeitung ein Herr
Schweder aus Berlin geweſen iſt. 4

Eine elektriſche Bahn HalleSchönnewitz wird von
der Firma Becker u. Ko. in Berlin geplant. Die Pläne ſind
auf dem hieſigen Landratsamt niedergelegt und die gegen die
ſelben gemachten Einwendungen bereits beſeitigt. Die Bahn
geht vom Roßvplatz aus über die Berliner W nach Diemitz,Sagisdorf, Reideburg Kapellenende, Burg, Schönnewitz bis
zur Delitzſcher Chauſſee. Hoffentlich läßt dieſer neue Plan nicht

ſo lange u Verwirklichung warten, wie das Projekt der elek-
chen Bahn Ha lleLeipzig.Aus dem Bureau des Thalia- Theaters. Dienstag, den

16. d. M., findet keine Vorſtellung ſtatt. Mittwoch wird die
uiſtige Operetten-Poſſe Tata- Toto, mit Fräulein Elly Bender
als Gaſt, zum 10. Male wiederholt.

Trotha. Sitzung der meter ß amFreitag, den 12. Mai. Das Gaswerk Giebichenſtein beabſichtigt
ein Anſchlußgeleis nach Bahnhof Trotha zu legen und bedarf
zu dieſen Zwecke von der Gemeinde einen Streifen Land von
6 m Breite und 50 m Länge, welches zu dem Preiſe von
1.50 Mk. pro qm abgelaſſen werden ſoll, jedoch mit dem Vor-
behalt, daß die Zufuhr zu den in Frage kommenden Grund-ſtücken beſtehen dleibt und die Grun beſitzer koſtenloſen Bahn
anſchluß erhalten. Der Mietsvertrag mit der Firma Gebr.
Hertel, betreffend die Arbeitsräume des Orts und Amts-
vorſtehers, nach dem 240 Mk. pro Jahr zu zahlen ſind, und
eine einmalige Entſchädigung r den Ausbau der S
von 150 Mk., zahlbar innerhalb 5 n mit jährlichen Raten
von 30 Mk., wird genehmigt. Die Gebührenordnung für die
Lagerplätze an der Saale iſt einer Abänderung unterzogen und
erklärte man ſich mit den erhöhten Sätzen einverſtanden.Der Kaufmann Otto Brand verlangt für Abtretung von
Terrain zur Straßenverbreiterung pro qm 20 Mk. Der Ge-
meindevertretung war der Preis zu hoch und ſie bewilligte nur
15 Mk. pro qm. Da eine noch nicht erzieltwerden konnte, wurde dieſe Angelegenheit vertagt. Die
Pflaſterung der zweiten Strecke des Seebener Weges wurde
dem Steinſetzmeiſter Wegener unter den verabredeten Be-
dingungen übertragen, ferner nahm die Verſammlung Kennt-
nis von dem e Verbreiterung und Pflaſterung
der Giebichenſteinerſtraße. Der Voranſchlag z auf 38800 Mark
abgeſchätzt, er wurde der Baukommiſſion zur Begutachtung über
wieſen. Jn die Baukommiſſion wurden r die Herren
Hertel, Kießling und Brömme, in die Armenkommiſſion die
Herren Banſe, Viktualienhändler Henze und Sattlermeiſter
Ernſt. Jn geſchloſſener Sitzung wurde der Vertrag mit
Herrn Dr. med. Schumann als Armen- und Polizeiarzt feſt-
gelegt und ihm eine Entſchädigung von 120 Mk. pro Jahr be-
willigt. Dem früheren Gemeindevorſteher Hackemeſſer wurde
für Umzugskoſten und dergl. eine einmalige Abfindungsſumme
von 500 Mk. gewährt. Ein Antrag der freiwilligen Feuerwehr
wegen freier Fahrt auf der Stadtbahn bei vorkommenden
Bränden wurde ſtattgegeben, ferner wurden noch einige Armen-
ſachen erledigt.

Weißenfels. Zum Maurerſtreik. Sonntag nachts
kam wieder ein Transport italieniſcher Maurer, welche den
Jmporteuren Günther und Meienberg gehörten, hier an. Natür-
lich fehlte auch diesmal der polizeiliche S putz nicht. Ob dies
auf höheren Befehl oder ob der Wachtmeiſter Werkmeiſter dies auf eine Hand thut, da der Wachtmeiſter in
dem Grundſtücke wohnt, in dem der Unternehmer Günkher den
Neubau aufführt, bleibt dahingeſtellt. Denn manche Unter-
nehmer haben im Provozieren etwas gelernt, aber nicht in
Sitte und Anſtand, wahrſcheinlich wäre ihnen ein kleiner Putſch
wie in Naumburg lieber. Der Schmierfinke ſchreibt diesmal
nicht, daß die Leute einen guten Eindruck machten, denn wenn
man eingepfercht iſt wie im Zuchthauſe, wie dieſe Leute, denen
man allerhand Vorſpiegelungen macht, iſt der gute Eindrucklängſt verwiſcht. Jn dem früheren Rollſchen Grundſtücke ſind

die Leute einquartiert; ob nun hier ein Seuchenherd entſtehen
ſoll, oder ob ſich die Behörde ſcheut hier einzugreifen, dieſe

rage ſei offen gelaſſen. Denn es iſt auch beſſer, man beobachtet
ie Streikenden, deren von Tag zu Tag infolge der Abreiſe

weniger werden, als daß man gegen die Regeln der Baukunſt
verſtößt. Welchen Profit die Unternehmer einheimſen, beweiſt
folgendes: Bei der Renovierung der Stadtkirche, welche eine
fremder Unternehmer hier ausführt, werden den dort beſchäf-
tigten Maurern 42 Pfg. Stundenlohn gezahlt. Wie es ſcheint,
iſt es bei den Herren im Gemeindekirchenrate Sitte, daß nur
fremde Maurer den Lohn verdienen können, während die hieſigen
bloß zum Stenuerzahlen da ſind. Wahrſcheinlich lauert man
darauf ſeitens der Behörde, daß der Kampt entſchieden wird,
denn zum Steuertermin, welcher Mitte des Monats iſt, haben
wir ne keine Steuerzettel. Auch Herr Bergk beſchäftigt an
ſeinem Neubau Jtaliener, vent es aber nicht, von den
Schulkindern der Arbeiter die Groſchen zu Gerade
die Geſchäftsleute ſollten es ſich wohl überlegen, derartige Leute
zu beſchäftigen.
h. Zeitz. n der letzten Woche brachte das „Weißenfelſer
Kreisblatt“ und nach ihr die „ZHeitzer Ztg.“ ſowie die „Provin-

zial-Ztg.“ folgende Notiz JHohenmölſen, 8. Mai. Nachdem hier ſeitens der
ſozialdemokratiſchen Partei der „Ex Genoſſe Hirſch“ auf un
ſanfte Weiſe aus ihrer Mitte agtoße worden iſt die
Gründe dürften den Leſern noch in e Erinnerung ſein

wurde der frei gewordene Poſten durch den angeblichen
Bergarbeiter Pokorny beſetzt. Alle harrten der großen Er-
eigniſſe, welche dieſer viel erfahrene Weltmann Pokorny
iſt nämlich noch nicht 23 Jahre alt heraufbeſchwören würde.
Die Genoſſen müſſen aber des Wartens müde geworden
ſein, denn ſie haben ihn vor einigen Tagen wieder an dieſche Luft geſetzt, und das mit Recht. So ſollte es allen

gehen, die von den Arbeitergroſchen leben.
Die ganze Nachricht iſt einfach erlogen. Was Hirſch an-

betrifft, ſo iſt ſchon früher das ihn Betreffende richtig geſtellt
und betreffs Pokorny iſt mitzutheilen, da derſelbe in ſeiner
Heimat eine ſchwer kranke Mutter hat, die jeden Augenblick
ihrem Ableben entgegenſieht. Zu ihr iſt Pokorny vor etwa14 Tagen gefahren, da ſeine Mutter ſich nach ihm ſehnte. Am
Sonntag, den 20. Mai, kehrt Pokorny nach Hohenmölſen zurück,
um ſeinen Poſten in der Bergarbeiter-Bewegung weiter zu
verſehen. Von dem „an die friſche Luft ſetzen iſt alſo nichts
wahr und die gegneriſchen Zeitungen, die ſonſt immer von„Wahrheitsliebe“ faſeln, boben, wie ſchon ſo oft, auch in dieſem

Falle wieder das Blaue vom Himmel herunter geflunkert. Und
was das von „Arbeitergroſchen leben“ anbetrifft, ſo ſollte doch
dieſe Preſſe endlich mal mit dieſer Phraſe aufhören. Die Be-
ſitzer der gegneriſchen Zeitungen leben ja auch nur davon, daß
ſie die Arbeitskraft der bei ihnen beſchäftigten Arbeiter aus-
beuten, das was ſie mit ihren eigenen Händen verdienen, wird
wohl nicht ſo viel abwerfen, um das Leben zu führen, das
dieſe Herren oftmals gewöhnt ſind. Jn Wirklichkeit lebt alles
auf der ganzen Welt von Arbeitergroſchen, das heißt, die Ar-
beiter müſſen durch ihrer Hände Arbeit erſt die Kapitalien
ſchaffen, und je mehr Arbeiter jemand beſchäftigt, um ſo beſſer
lebt er, um ſo reichlicher fließen für i hen die Arbeitergroſchen.
Angeſtellte bei Arbeiterorganiſationen bekommen aber nicht zu
viel Gehalt, und für dieſes Gehalt müſſen ſie ihre Arbeit voll
und ganz leiſten, die oftmals verantwortlicher und ſchwerer iſt,
als mancher Gegner ſich träumen läßt.

h Zeitz. Der Anzeiger bringt die Nachricht, daß über das
Vermögen des Buchdruckereibeſitzers Hans Strebelow zu Zeitz
am 12. Mai das r eröffnet iſt. Herr Strebelow

in Zeriezmdungen über die Sozialdemokratie „Hervorragendes“leiſtet. Der auiſtenhaß hat ihn aber do nicht vor dem
Konkurs retten können.

Löbnitz. die Ertrunkenen. Am Mittwochhat der Fiſcher Meyer aus Düben durch Befahren der Mulde
den mit 11 Perſonen verſunkenen Kahn ungefähr 5 Minuten
unterhalb der Unfallſtelle, verkehrt auf einer Sandbank liegend,
gefunden. Er hat ſich je 9 ſo in den Sand gebohrt, daß er
n d. h. bis das Waſſer gefallen iſt, nicht weggebracht
werden kann. Um die zwiſchen Röſa und Löbnitz an der
Mulde e Fähre ſchwebt ſeit 4 Jahren ein hartnäckiger
Prozeß im erwaltungsStreitverfahren, der den Zweck hat,das Eigentumsrecht der Fähre feſtzuſtellen. Da gegen die Ur-
teile des Kreis und Bezirksausſchuſſes Berufung, reſp. Reviſion
eingelegt wurde, hat das Oberverwaltungsgericht zu Berlin die
Da zur malen S an den Bezirksausſchußt derſeburg zurückverwieſen, welcher am 28. April endgültig
ür Recht erkannt hat, daß die Gemeinde Röſa zur Hälfte die

beiden Rittergüter zu Löbnitz zu je einem Viertel Eigentümer
der Fähre ſeien und die Koſten des Verfahrens, deſſen Objekt
gut 5600 Mark feſtgeſetzt iſt, in gleichem Verhältnis zu tragen

aben.
Bitterfeld. Erfreuliches Reſultat. Bei der geſtrigen

Stadtverordneten Erſatzwahl erhtelten die Kandidaten der
Sozialdemokraten Genoſſe Blum69, Genoſſe El Ze61 Stimmen,die Gegner Tiſchlermeiſter Ehricke 103, Dr. Thon 101, der
Maurer Karl Döring 40, der Reſtaurateur Karl Hanke-
witz 12, der Fiſchhändler Robert Zöllmer 8 Stimmen. Es
indet ſomit Stichwahl ſtatt zwiſchen Blum und

r einerſeits und Elze und Oberlehrer Dr.Thon andererſeits. Die Stichwahl wird in der nächſten
Woche ſtattfinden.

Torgau. Ausſtand. Jn der Wagenfabrik von C. Braun
Sohn wurde am Freitag die Arbeit niedergelegt. Es ſtreiken

außer den Arbeitern und Lehrlingen ſämtliche 31 Gehilfen, nur
wei der letzteren haben ſich nicht an dem Ausſtande beteiligt.
die Arbeitseinſtellung ſoll auf die Kündigung eines Gehilfen,

der in einer zur Gründung einer Ortsgruppe des Metallarbeiter-
verbandes einberufenen Verſammlung Einrichtungen der Fabrik
bemängelte, ſowie auf den Beitritt von Fabrikangehörigen zu
dem oben genannten Verbande zurückzuführen ſein.

Kleine Drovinzial- Nachrichten.
Auf den elektro chemiſchen Werken bei Bitterfeld wurde

durch das Platzen eines Hauptrohres ein Arbeiter ſo erheblich
verbrüht daß er ins Krankenhaus gebracht werden mußte.
Jn Schönburg hat ſich der Landwirt B. erhängt. Jn
Erfurt erſchlug eine von einer Kiesgrube losgelöſte Erdmaſſe
den mit anderen Knaben ſpielenden 9jährigen Mägdefeſſel. Ein
Bruder von ihm erhielt eine ſchwere Kopfverletzung, ein an-
derer Knabe wurde am linken Bein verletzt. Jn Magde-
burg wurde der Gelbgießer Höbig von einem ſchweren Laſt
wagen überfahren und ſofort getötet. Jn Wiedemar, KreisDelitzſch, iſt der Sattlermeiter Rackwitz ein Opfer des Hoch-
waſſers geworden. Er ging an einem der letzten Abende um
11 Uhr mit brennender Laterne aus dem Gaſthauſe fort, um
nach Hauſe zu gehen. Am anderen Tag fand man ſeine Leiche
in dem hochangeſchwollenen Strengbach. Jn Ob hauſen
bei Querfurt wurde ein Geſchirrführer von ſeinem eigenen
Geſchirr überfahren und ſofort getötet. Gleichfalls über-
fahren, aber von der Straßenbahn, wurde in Deſſau eine
84jährige, ſchwerhörige, und kurzſichtige Witwe. Auf dem
Vorwerk Markfußra bei Ebeleben wurde eine zwanzigjährigeDienſtmagd wegen Kindsmords verhaftet. Ein Gen-

arm fand den Leichnam des am 2. Mai geborenen Kindes in
ihrem Bette vor. Jn demſelben Orte wurde der Schleifer
Göſſel aus Eiſenach verhaftet, weil er eine Heiratsurkunde aus-
gefertigt hatte, um eine mit ihm reiſende Frau als ſeine Ehefrauzu legitimieren. Wegen unglücklicher Familienverhüttniſſe er

tränkte ſſch in St aßfurt eine 22jährige Arbeiterstochter. Jn
Nebra ſtürzte der Schiffer Hochleiter fo unglücklich, daß er
einen ſchweren Bruch des linken Hüftgelenks erlitt und in die
Halleſche Klinik gebracht werden mußte. Verſchwunden ſind
aus Gerbſtedt ſeit voriger Woche der Schuhmacher Roſen-
heinrich und die 16jährige Bergmannstochter Minna Lauer-

wald. Man nimmt an, daß beide ſich aus Liebesgram ein Leid
angethan haben. Jn Heiligenſtadt ſtürzte am Sonntag
der Leutnant Tetzlaff vom Göttinger Regiment an einer ab-
ſchüſſigen Stelle vom Rade und ſchlug ſo unglücklch auf einen
Chauſſeeſtein auf, daß er bald darauf ſtarb. Jn Nord-
hauſen erſchoß ſich der Nähmaſchinen-Reiſende Thomas
Breitenbach aus Mühlhauſen wegen begangener Unterſchlag-
ungen. Er verübte die That vor den Augen ſeines Prinzipals,
den er zu dieſem Zwecke von Mühlhauſen aus hergerufen hatte.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., 12. Mai 1899.
Sittlichkeitsverbrechen an Kindern verübt haben ſoll der

aus Unterſuchungshaft vorsgführte, 35 Jahre alte Kaufmann
(Geſchäftsreiſender) Albert Beyer, hier. Die Verhandlung
geſchah unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit und endete mit Ver-
urteilung des Angeklagten dem Antrage des Staatsanwalts

emäß zu 1 Jahre Gefängniß. Es waren dem Angeklagten,
er i Strafthaten eingeräumt hatte, mildernde Umſtände

zugebilligt. Das angedeutete Verbrechen (unzüchtige Handlungen)
hatte er an, 6- und 8jährigen Mädchen verübt.

Wegen ſchweren Diebſtahls in 2 Fällen wurde der aus
Unter ne vorgeführte, bisher unbeſtrafte, 16 Jahre
alte Buchbinderlehrling Alfred Jänicke, hier, dem Antrage
des Staatsanwalts gemäß unter Zubilligung mildernder Um-
tände zu 9 Monaten Gefängniß verurteilt. Geſtändig! hatte
er Angeklagte am 30. März in einem Hauſe in der Wörmlitzer-

ſtraße dem Prokuriſten Flöthe aus deſſen Wohnung mittels
falſchen Schlüſſels einige Bettſtücke und am 4. April ebenda
dem Lehrer Otto aus deſſen Bodenkammer mittels eines
Einbruchs 1 Oberbett entwendet, ſeine Beute für 9,50 Mk. ver
ſilbert und den Erlös teils zum Beſchaffen von Lebensmitteln,
teils zu Vergnügungen verbraucht. Aus Noth war er aber
nicht zum Stehlen getrieben.

Aus dem VReiche.
Berlin. Ein Aufſehen erregender Selbſtmord er-

eignete ſich dieſer Tage in Schauſpielerkreiſen. Die 28jährige
Gattin des Schauſpielers v. Winterſtein, der am Deutſchen
Theater engagiert iſt, erhängte ſich. Frau v. Winterſtein ſollte
in der nächſten Zeit von ihrem Gatten geſchieden werden und
m dieſer Prozeß die Urſache zum Selbſtmord geweſen ſein

erlin. Mordverſuch und Selbſtmord. Die Kra-
wattenſchneiderin Frau Schäfer, die wegen ihres liederlichen
Lebenswandels mit ihrem Manne in Scheidungsklage lag
wurde von einem früheren Liebhaber, Dettmann aus Stral-iſt bekanntlich Beſitzer und Redakteur der Zeitzer Zeitung, die
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Blusen,

Kleiderröcke,

Geschäftshaus

J. Lewin
Halle a. S., Marktplatz 2 u. 3.



ſund, durch einen Revolverſchuß verletzt. Dettmann erſchoß
ſich darauf ſelbſt. Er ſoll ſchon früher Beziehungen zu Frau
Schäfer gehabt haben.

erlin. Zwei höchſt gefährliche Paletotdiebe, die
ihre Thätigkeit im großen entfaltet haben, ſtanden in den Per-
ſonen des Kommis Ernſt Panertis und des Handlungsgehilfen
Richard Maſt vor der 7. Strafkammer des Berliner Land-
gerichts I. Nachgewieſenermaßen die Angeklagten nicht
weniger als 50 Paletots in dieſer Weiſe ſich angeeignet und zu
Gelde gemacht. Der Gerichtshof verurteilte über den An-
trag des Stagtsanwalts um ein Jahr hinausgehend den
Angeklagten Panertis zu 4 Jahren r und 5 Jahren
Ehrverluſt, den Angeklagten Maſt zu 2 Jahren Gefängnis.

Saargemünd. Wegen Mißhandlung eines Schul-
kindes hatte ſich vor der Strafkammer der katholiſche Pfarrer
Frankhauſer aus Frauenberg zu verantworten. Frankhauſer
erteilte zugleich Religionsunterricht. Er hat ein zwölfjähriges
Mädchen, das eine Strafarbeit nicht anfertigte, mit ſolcher
Wucht an dem Kopf geriſſen, daß ein ganzes Bündel Haare
ausging. Jn der Verhandlung kam zur Sprache, daß ſich
Frankhauſer wiederholt Ueberſchreitungen des ihm als Lehrer
zuſtehenden Züchtigungsrechts zu ſchulden kommen ließ. Er
wurde zu 100 M. Geldſtrafe verurteilt. Frankhauſer war
bereits im Oktober v. J. durch das Schöffengericht zu einer
eimpfindlichen Geldſtrafe verurteilt worden, weil er während
des Gottesdienſtes der Frau des Frauenberger Lehrers Jsler,
mit dem er ſchlecht ſteht, einen ganzen Wedel von Weihwaſſer
in's Geſicht ſpritzte, ſo daß ſie ganz durchnäßt war.

Vreslau. Verſchüttet wurden bei der Legung von
Waſſerröhren am Freitag morgen drei Arbeiter. Einer iſt tot,
einer tödlich verletzt und der dritte gerettet.

Jena. Selbſtmord verübte am Freitag
Aſſiſtenzarzt an der hieſigen Ohrenklinik.

Zöblitz Königreich Sachſen). Ein blutiges Liebes-
drama hat ſich im nahen Grenzdorfe Rübenau abgeſpielt.
Der Nagelſchmied Joſeph Ardelt verſuchte, als er am Mittwoch
ſeiner in Begleitung ihrer Mutter und ihrer Schweſter befind
lichen Geliebten begegnete, die letzteren beiden zu töten, indem
er auf ſie je einen Schuß abfeuerte und dann entfloh. Jm
Walde brachte er ſich zwei Schüſſe bei, an denen er nach zwei
Stunden verſtarb. Auch die Schweſter ſeiner Geliebten, die
Holzarbeitersehefrau Neuber, welcher die Kugel in den Unter-
leib gedrungen war, iſt noch am genannten Tage im Stadt-
krankenhaus Marienberg, wohin man ſie gebracht hatte, ver-
ſtorben. Bei der Geliebten des Mörders konnte die in die
Schulter gedrungene Kugel ärztlicherſeits entfernt werden, ſo daß
eine Lebensgefahr hier nicht vorliegt. Das Motiv zu dieſer
That iſt darin zu erblicken, daß die Geliebte Ardelts auf Ver-
anlaſſung ihrer Schweſter das Verhältnis löſen wollte. Der
Leichnam des Mörders iſt der Anatomie zu Leipzig zugeführt
worden.

Königsberg i. Pr. Moderne Baukunſt. Beim Ab-
bruch eines Hauſes auf dem Unterberg ſtürzte der noch ſtehen
gebliebene Teil des Hauſes ein, wahrſcheinlich infolge der
Rammarbeiten, und begrub fünf Arbeiter. Vier wurden mehr

Dr. Loens,

4

d n r v 3 roder minder verletzt, während einer tot unter den Trümmern

hervorgezogen wurde. gBarmen. Beim Abbruch eines Hauſes ſtürzte die
Giebelwand ein und begrub den Beſitzer des Hauſes, ſowie eine
andere in der Nähe weilende Perſon. Die letztere iſt tödlich
dfft, t, der Beſitzer ſelbſt wurde tot unter den Trümmern
gefunden.

Braunſchweig. Wegen uellierens reſp. Kartelltragenserhielten der Megſtsanwalt Schrader und der Hochſchüler Bues

6 Monate, reſp. 5 Tage Feſtungshaft

Vermiſchtes.
Aus unbekannter Urſache ermordete in einem Dorfe

bei Helſingfors, ein Arbeiter ſechs Menſchen, unter ihnen
zwei kleine Kinder. Der Mörder iſt entfkohen.

Durch Feuer wurde in der Nacht zum Freitag die große
Spinnerei von Geliot in Fraize bei Saint-Dis zerſtört. Der
materielle Schaden wird auf 1200000 Frks. geſchätzt.

Jn einem Anfall von Geiſtesſtörung überfiel in Odeſſa
ein Angeſtellter des Zollamtes ſeine fünf Kinder, während ſie
ſchliefen, und brachte ihnen mit einem Hammer ſo ſchwere Ver-
wundungen bei, daß zwei Kinder ſofort tot waren und
die drei anderen alsbald im Krankenhauſe, wohin ſie gebracht
worden waren, verſchieden. Die ſchwer verwundete Frau iſt
noch am Leben.

Bei einem Brande in einer Wollniederloge zu Lod z
kennen LVeonnerstag abend vier Perſonen in den Flammen
um. Secchs Perſonen wurden ſchwer verletzt.

Quittung aus Löbejün.
„Schwan“ für Parteizwecke 2.20 M. durch B. Volksverſamm-

lung durch Roſenthal und Genoſſen 1.55 M. Von zielbewußten
Arbeitern zu Parteizwecken geſammelt „An dern luiſtigen Ecke“
1.80 M. „Hans Blum“ 1.35 M.

Gr.

Briefkaſten der Redaktion.
R. G. Sie ſind nicht bloß berechtigt, ſondern ſogar ver-

pflichtet, die Gemeindeſteuern trotz des dreiwöchigen Einrückens
zum Militär zu bezahlen, da die Gemeindeſtenern für das ganze
Jahr berechnet und veranſchlagt ſind.

Gutenberg. Sowohl für kirchliche Trauungen als auch
Kindtaufen müſſen Gebühren bezahlt werden. Jm übrigen
müſſen wir Sie ſchon erſuchen, ſich in derartigen Fragen an
eine kompetentere Stelle zu wenden, da unſer Wiſſen in der-
artigen Fragen ziemlich lückenhaft iſt, da wir uns mit kirch-
lichen Trauungen und Kindtaufen noch nie befaßt haben.

F. Z., Naumburg. Klagen Sie erſt gegen den Vater des
Kindes auf Zahlung höherer Alimente. Nützt dieſes nicht,
dann beantragen Sie die Einſetzung eines andern Vormundes.
Sie ſind auch berechtigt, ſich ſelbſt als Vormund einſetzen zu
laſſen.

C. L. M. Dewiß Wagen Sie gegeu den Zigarrenfabrikam
ten Klage erheben. Der Rechtsanwalt hätte die Jnterventions
klage ſeiner Zeit nicht zurückziehen ſollen, dann wäre die Sache
viel einfacher geweſen.

B. Die Koöhlenrechnung iſt am 1, Januar 1899 verjährt.
Von einer Einbeziehung einer gleichen Rechnung von 1895 kann
nicht die Rede ſein, da dieſe doch ſchon 1866/97 verjährt iſt.nterwerſchen. 4 einfach bei dem Landrat über die
Polizei beſchweren. Vielleicht hilft dies. Das Vereins und
Verſammlungsrecht kann von der Volksbuchhandlung, Ranniſche
ſtraße, bezogen werden.

EEèESE

Standesamtliche Nachrichten,
Halle, den 15. Mai.

Aufgeboten: Der Kanfmann Thierbach und Margarete Siegel (Friedrichſtraße 38
und Albrechtſtraße 3). Ter Oberkellper Roſenbaum und Marie Tänzer Brüderſtr. 7
und Gartenſtraße 5). Der Kaufmann Arndt und Marie Ziegler Töpferplan 9 und
Saalſeld). Der Tapezierer Kürſchner und Lina Jwan Meckelſtraße 21 und Kleiner
Sandberg 17). Der Tapezierer Adler und Jda Voigt (Breiteſtraße 23 und Fritz
Reuterſtraße 2). Der Kunfgärtuer Fliethmann und Marie Scheller (Wirchenblätt).
Der Schuhmachermeiſter Hicht und Luiſe Daehne (Kenſchberg und Artern). Der
Bureaubeamte Schlapkohl und Helene Brander (Hamburg). Der Hafnermeiſter Schnabel
und Anna Auguſtin (Straubing)-

Geroren: Dem Schloſſer Funke eine T. (Kleine Klausſtraße 1).
ſcha ied Wieſinger eine T (Thomaſiusſtraße 14). Dem Schloſſer Schulze eine T.
(Beruhardyſtraße 32). Tem Buchhalter Kathe ein S. (Blumenthalſtraße 25). Dem
Eiſenbahr BureaudienerKrätſch ein S. (Schützenſtraße 11). Dem Lehrer Frauke ein S.
(Wolfſtraße 3). Dem Hilfe bremſer Krauſe eine T. (Reideburgerſtraße 8). Dem Maurer
Fiedler eine T. (Kronprinzenſtraße 97). Dem Bahnarbeiter Schüler eine T. (Albrecht
ſtraße 11). Dem Schloſſer Meinhardt ein S. (Fleiſcherſtraße 3). Dem Wagenlackierer
Döring eine T. (Schillerſtraße 23). Dem Tiſchler Auguſtin eine T. (Kleiner Sand
berg 1). Dem Fabrikarbeiter Strich ein S. (Schloſſerſtraße 10). Dem Bahnarbeiter
Brendel ein S. (Schillerſtraße 29).

GSektorben: Der Kiempnermeiſter Geidies, 36 J. Brunnenplatz 5). Des Eiſenbahn
Betr ebt Sekretär Maibaum T., 8 M. (Wörmlitzerſtraße 12). Des Fabrikarbeiter Damm
köhler T, 4 M. Glauchaerſtraße 68). Der Zimmermann Schmidt, 37 J. (Klinik). Der
Handarbeiter Hoffmann, 52 J. Kleine Klausſtraße 4). Des vereidigten Auktionator
Knoche S. 7 M. (Kukenbergſtr aße 12). Des LTiſchlermeiſter Küch totgeb. (Ent
bindungs Juſt tut). Der Rentner Krüger, 68 J. (Laſontaineſtraße 23). Des Tiſchler
meiſter Küch Ehefrau Heleue geb. Schäffer, 31 J. (Kl nik). Des Kleaiprer Heynert T.,
2 W. (Magdebu gerſtraße 23) Der Kutſcher Förſter, 39 J. (Diakor iſſenhaus). Der
Re trer Heydenreich, 67 J. (Mühlweg 20). Des Gefangenen Aufſeher Banſchlau T.,
re (Annenſtraße 1). Der Schuhmachermeiſter Huske, 61 J. (Fritz Reuter
raße 8)
Zur Anmeldung im Standesamt iſt Legitimation erforderlich.

Dem Kupfer

Verantwortlicher Redakteur: Wilhelm Swienty in Halle.

urnapparate
für Garten und Zimmer.

Kinder-Schaukeln
Nur ſolide Fabrikate.

e

O. F. Ritter Leipzigerſtraße 90

Apollo Theater. e De
Direktion: Fr. Wiehle.

Täglich abends 8 Uhr:
Künſtler-Vorftellung.

Edwards Familie mit ihren Melange-Akrobatik-Akt. EllaStella,
Otto Abs, Miniatur-Athlet aus eLeongo Kiſchneff-

The Bekelly's, muſikal. Exzentriks-Pantomimiſten.
DOuettiſten.

F. Markow, Humoriſt. 3 Chevalier

Original-Soubrette. Ott
Weinſelta, Drahtſeilkünſtler.
Akrobaten u. Tänzer.

Elſe und Franz, die kleinſten
HerrenJmitateuſe (prolongiert).
et Mlle. Prince, Bärendreſſur.

Jeden Sonntag von 115-1 Uhr:
W gresse NMntinoeoe.

Programm 20 Konzert u. Spezialitäten- Vorſtellung. Programm 204Eintritt frei.

Spielplan vom 16. Mai ab.

rüppe, ruſſiſche

Amanda Nordſtern,

Eintritt frei.

W JIII J
I Rossplatz. WeHeute Dienstag den 16. Mai abends 8 Uhr

W große Ertra-
Auftreten des geſamten Künſtler-Perſonals ſowie Vorführung c an.
erkannt beſtdreſſierten Schul und Freiheitspferde durch Dir. Ed. Wulff.
Zum Schluß: Aufführung der mit täglich ſich ſteigendem Beifall auf-

it „Die geraubte B

v Male a. S. T

genommenen Neuheit

Jn derſelben „Die geraubte Braut“.

Jraut“.
Pantomime in 6 Bildern aus dem ungariſchen Leben und Treiben ent
nommen und verfaßt von Herrn Direktor Ed. Wulff.
Gruppierungen, Tänzen und Evolutionen zu Waſſer und zu Lande.
Morgen Mittwoch den 17. Mai abends s Uhr große Gala- Vorſtellung.

Vorſtellung.
der an-

Große romanttiſche Ballett-

Mit großartigen

Hochachtungsvoll Ra. Wultft.

J d eHautkrankheiten
jeder Art, die veraltetſten Jälle, werden äußerſt raſch und gründlich mit unſchäd-
lichen Mitteln ohne Werufsſtörung nach eigener ar Methode billigſt geheilt.

Trockene und neſſendeFlechten, Veißen, Salzfluß,
Kopfgrind, Krätze, Geſichtsausſchläge, Säuren, Knötchen, Schuppen, Miteſſer,
Geſichts- und Raſenröte, Bartflechten, Sommerſproſſen und Flecken, Geſichtes

e e, Sprödigkeit der Hart, Froſtteulen, übermäßige Schweiß bildung
opf. und Drüſen-Leiden, werden durch briefliche Behandlung in kürzeſter Zeit

rad kal Dei Zahlreiche Dankſchreiben von Geheilten liegen vor. Man wende
ück, prakt. Arzt, in Glarns (Schweiz.)ſich an O.

Haarausfall, Kopfſchuppen,

ußſchweiß,

Fbeit.-Bild.- Verein

h kkziliale Trotha. Weà Donnerstag d. 18. Mai
abends 8 Uhr in der
„Sachſenburg“
Verſammlung

h zwecks Gründungeiner
h Turn- Abteilung.

Turn Freunde aus
Trotha, Cröllwitz u. Giebichenſtein ſind
hiermit eingeladen.

Gem Chor Alle Dienstags abend
l. 8 Uhr Singeſtunde

bei Reukauff (Gr. Märkerſtraße). Mit-
glieder werden noch aufgenommen.

ſugz wird bis zum HerbſtGeome triekurſus ausgeſetzt u. vertagt.

Montag den 29. Mai abends 8 Uhr
W Vereins- Verſammlung W
im „Engliſchen Hof“ (Gr. Berlin).

Fil Cröllwitz Sonntag den 21., Mai
Oil. C h. Pfingſt Vergnügen
im „Lindenhof“. (Näheres in der Sonn-
tagsNummer). D. V.7Thalia- Theater

Dienstag den 16. Mai 1899
Keine Vorſtellung.

Mittwoch: Tata-Toto.

Waſhalla- Theater.
Direktion: Richard Hubert.

Neuer Spielplan!
Mr. E. Ronnelty mit ſeiner Rieſen-

Dreſſur (ca. 100 Tiere: Füchſe, Schatale,
Affen, Hunde, Enten, Hühner, Tauben,
Raben, Kanarienvögel, Katzen, Rattenund Mäuſe). Senſationell: Das
Harlow-Trio, Bravour-Kraft-Equili-
briſten. Brothers Moreily, die
Gigerln am dreifachen Reck. Meſſrs.
Rowley u. Harper, exzentriſche Bur-
lesk-Komödianten. Die Kubanerin
Vera Coreéze. Verwandlungs-Tän-
zerin. Fräul. Hanuna Cornelsen,
Geſangs und KoſtümSoubrette.
Fräul. Emmy Russe, Original-Ge-fangs-Humoriſtin. Herr Engelbert
sassen, OriginalGeſangs u. Charak
ter- Humoriſt.

Beginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Achtung!
20 Zentner gute weiße Kartoffeln

und zirka 15 Zentner gutes Wieſenheu
einzeln und in Poſten preiswert zu
verkaufen

Roeder, Nietleben, Feldſtr. 1.

Roßfleiſch!
hochfein, nur bei

Böhlert,

Schirm- Fabrik

Rickelt,
Gegründet 1854.

franz
Cntoutcas

sehwarz und farbig
halbseide

von I M. an.

c

Sonnen -Schirme

von 60 Pf. an.

e Rur eigene VFabriknate.

W
W

Kleinscehmieden.
Kinder

garniert

S

von 235 M. an.

eGegründet 1854.grü 8 8

Sonnen-Schirme Touristen-Schirme

solide Stöcke
von 1 M. am.

Corned-Beet

68 W.Wilh. Reumann,

Geiſtſtraße 18.

Mittwoch Schlachte Feſt.
W. Hitzschke, Zeitz, Kalkſtraße.

Uut- Razar
billigſte Preiſe

Steinweg 52.

Sonnen-Schirme.
Größte Auswahl, anerkannt billigſte

Preiſe.
Schirmfabrik v. L. M. Werkmeister,

Leipzigerſtraße 16.
Reparaturen und Bezüge ſehr billig.

Lieferant aller Konſum-Vereine.

Kuchenbleche,
Kuchenbretter

in allen Größen empfiehlt
Th. Franz, Hoflieferant,

Gr. Märkerſtraße 23.
Landwehrſtrafßze 21 iſt eine ſchöne

Wohnung ſofort zu verm.
Preis 430 M.
Goldene Damenuhr mit kurzer ſilb.

Kette von Luiſenſtr. 13 bis Schwetſchke-
ſtraße 12 verl. Geg. gute BelohnungSchiebeliſten Gr. Märkerſtr. 23.

Telephon Nr. 900.

Paul Schneider
Eiſenwaren- Handlung

Merſeburgerſtr. 4.

abzugeben Luiſenſtraße 13, II.

Achtung!
Spottbillig.

Große Auswahl in neuen und
getragenen Herren und Kinder
Anzügen in allen Farben. Reiſe
körbe, Reiſekoffer, Kellnerkoffer,
Mädchenkoffer, Handkoffer, Ber
liner, Uhren, Teſchins, Revolver,
ſelbſtgefertigte Arbeiter Stiefel,
Stiefeletten u. Schuhe für Herren,
Damen u. Kinder. Reparaturen
wie bekannt ſchnell, billig und

O. Töpfer,
Roter Turm.

Eingang neben dem Volkswohl,
rechts, 1 Treppe.

Staunen billig ſofort zu verkaufen.

Kleiderſchrank 20 Mk., Tiſch o Mk.,
u mit Matr. 20 Mk., Spiegel
75 Mk., Waſchtiſch 1954 Mk., Küchen
ſchrank 22 Mk., Tiſch 8 Mk., Stühle
2 Mk., Nähmaſchine, prachtv. nähend,
48 Mk., gutes Bett nur 20 Mk., Sofa,
Regulator und Schreibtiſch ſpottbillig.

Kleine Ulrichſtraße 18a, I
Bierdruck-Apparate,

ebrauchte, Umänderungen, Kohlen-
äure, Erſatzteile u. Reparaturen.

Herm. Graegers Nachfolger
Aug. HoskKe, Geiſtſtraße 55.

eeeeeeeeeeegeee m

Waseh- ung
Sleichmittel.

Aleimeoht mit Namen
Dr. Thompson

urSchytzmarke SCHWAR.

orsiehtvor Rachahmungeu!
eberalt Xäuflich:

Wir ſuchen für unſer neu zu er
richtendes 5. Geſchäft per 15. Juni
dieſes Jahres eine geeignete Perſön-
lichkeit als

Lagerhalter.
Kaution 1500 Mark. Offerten ſind
mit der Aufſchrift „Lagerhalter“
an den Vorſtand des Allgem. Kon
ſum-Vereins zu richten.
Allgetgeiner Konſum-Verein.

(E. G. m. b. H.) Halle a. S.

Einen S ſtellt einKarl Haack, Mühlweg 37.
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